Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1553 


Sachgebiet 2171 


Der Bundesminister Bonn, den 25. November 1970 

für Jugend, Familie und Gesundheit 
J 3- 1980-2.7 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Ausbildungsförderung 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Stom- 
mel, Baier, Köster, Dr. Fuchs, Burger und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/1359 - 


Die Bundesregierung bedauert, daß es ihr im gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht möglich ist, die Fragen 


1. Wie viele Anträge auf Gewährung einer individuellen Aus- 
bildungsförderung für Ausbildung im Inland sind bis zum 1. Ok- 
tober 1970 bei den zuständigen Ausbildungsförderungsämtern 
gestellt worden? 

3. Wie viele Anträge sind in dem genannten Zeitraum beschieden 
worden, und zwar 

a) durch Gewährung einer Ausbildungsförderung, 

b) durch Ablehnung des Antrages? 

4. Wie hoch ist der Durchschnittsbetrag der gewährten Ausbil- 
dungsförderung, getrennt nach 

a) dem Besuch bestimmter Ausbildungsstätten (§ 2 des 

Gesetzes), 

b) nach Förderungsarten (Zuschüsse und Darlehen, § 19)? 

7. In wie vielen Fällen wurde von der Möglichkeit einer vor- 
läufigen Zahlung nach § 35 Abs. 2 des Gesetzes Gebrauch 
gemacht? 

ZU beantworten. Hierzu ist sie erst nach Vorliegen der vom 
Statistischen Bundesamt zu erstellenden Statistik zum Ausbil- 
dungsförderungsgesetz in der Lage. Diese Statistik wird grund- 
sätzlich als Jahresstatistik geführt. Um einen früheren Über- 
blick über die Verwendung der Mittel und die Sozial- und Aus- 
bildungsstruktur des geförderten Personenkreises zu erhalten, 
ist aber in der in Vorbereitung befindlichen Rechts Verordnung 
über die Durchführung einer Statistik zum Ausbildungsförde- 
rungsgesetz vorgesehen, daß für die Zeit vom 1. Juli bis 31. De- 
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zember 1970 einmalig eine Halbjahresstatistik erstellt wird. 
Diese wird nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes frühe- 
stens Ende April vorliegen. Erst zu diesem Zeitpunkt wird die 
Beantwortung der vorgenannten Fragen möglich sein. 


Im übrigen beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


2. Wie viele Anträge sind nach § 4 des Gesetzes (Ausbildung im 
Ausland) gestellt worden? 


Von Deutschen im Sinne des Grundgesetzes, die in einem aus- 
ländischen Staat ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und dort 
eine Ausbildungsstätte besuchen, sind bisher bei dem für die 
Entscheidung über die Anträge dieser Auszubildenden aus- 
schließlich zuständigen Amt für Ausbildungsförderung der Stadt 
Bonn 132 Anträge eingegangen. 


5. Welche Schwierigkeiten haben sich bei der Anrechnung von 
Einkommen und Vermögen ergeben? 

Bei der Anrechnung des Einkommens sind Schwierigkeiten im 
wesentlichen nur in Zusammenhang mit der Aufteilung des 
anzurechnenden Einkommens auf mehrere in Ausbildung be- 
findliche Kinder eines Einkommensbeziehers aufgetreten. Die 
nach § 9 Abs. 4 Satz 2 Ausbildungsförderungsgesetz an dem 
anderweitig nicht gedeckten Bedarf orientierte Aufteilung setzt 
im Prinzip voraus, daß auch hinsichtlich der Geschwister des 
Antragstellers exakt ermittelt wird, wie hoch ihr in den unter- 
schiedlichen Rechts- und Verwaltungs Vorschriften festgelegter 
Bedarf ist und wieweit er anderweitig (durch eigenes Einkom- 
men und Vermögen oder das ihres Ehegatten oder ihrer Eltern) 
gedeckt ist. Bei der wechselseitigen Abhängigkeit von Einkom- 
mensanrechnung und Bedarfsdeckung innerhalb des Geschwi- 
sterkreises hat sich diese Vorschrift bei Verwendung von EDV- 
Anlagen als undurchführbar erwiesen. Das Problem ist bei der 
Durchführung durch Aufstellung von Bedarfsmittelsätzen für die 
Geschwister des jeweiligen Antragstellers gelöst worden. 

Bei der Anrechnung des Vermögens sind bisher ähnlich geartete 
Schwierigkeiten der Bundesregierung nicht bekanntgeworden. 


6. Haben sich Organisationen und Verfahren der Ausbildungs- 
förderung bewährt, oder sind schwerwiegende Mängel bereits 
jetzt erkennbar? 


Mängel in der Behördenorganisation an sich sind bisher nicht 
erkennbar geworden. Die aufgetretenen Anlaufschwierigkeiten 
sind im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß der Umfang 
der mit der Durchführung des Ausbildungsförderungsgesetzes 
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verbundenen Aufgaben nicht immer rechtzeitig erkannt wurde. 
Auch bei den Datenverarbeitungszentralen sind Schwierigkeiten 
aufgetreten, die ihren Grund in den auf ein Höchstmaß sozialer 
Gerechtigkeit angelegten, daher häufig recht komplizierten 
Gesetzesbestimmungen haben. Die Folgen der Anlaufschwierig- 
keiten konnten von den Betroffenen durch vorläufige Zahlungen 
nach § 35 Abs. 2 Ausbildungsförderungsgesetz weithin abge- 
wendet werden. Inzwischen sind diese Schwierigkeiten - von 
der Höhe der in den Ländern angeforderten Betriebsmittel her 
beurteilt - offenbar weitgehend überwunden. 

Auch das Verfahren der Ausbildungsförderung hat sich - soweit 
sich das heute schon beurteilen läßt - bewährt. Die bei der 
Durchführung aufgetretenen Schwierigkeiten, die in den Fragen 
8 und 9 gesondert angesprochen sind, haben ihren Grund in den 
materiell-rechtlichen Regelungen, nicht aber in den Verfahrens- 
vorschriften. 


8. Sind der Bundesregierung die zahlreichen Klagen aus der Bevöl- 
kerung über die Kompliziertheit der von der Bundesregierung 
erarbeiteten Antragsformulare für die Gewährung von Aus- 
bildungsförderung bekannt? 

9. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Antrags- 
formulare zu vereinfachen und damit den Klagen der Bevölke- 
rung abzuhelfen. 

Der Bundesregierung sind die Klagen der Bevölkerung über den 
Umfang und die Kompliziertheit der von ihr in Übereinstim- 
mung mit den obersten Landesbehörden für Ausbildungsförde- 
rung erarbeiteten Antrags- und Erklärungsformblätter bekannt. 
Die Bundesregierung ist derzeit jedoch nicht in der Lage, die 
Formblätter zu vereinfachen, da sie zur Feststellung der nach 
den Bestimmungen des Gesetzes zur Entscheidung über die 
Anträge maßgeblichen personellen, schulischen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse des Auszubildenden und seiner Angehörigen 
erforderlich sind. Eine Vereinfachung der Formblätter setzt eine 
Gesetzesänderung voraus. Die Bundesregierung berücksichtigt 
ihre Erfahrungen aus der Durchführung des Ersten Ausbildungs- 
förderungsgesetzes bei den Arbeiten an dem Entwurf eines 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes, das nach ihren Vorstel- 
lungen am 1. Üktober 1971 in Kraft treten soll. Sie ist dabei 
bestrebt, die materiellen Förderungsvoraussetzungen, insbeson- 
dere die Bestimmungen über die Anrechnung des Einkommens 
und Vermögens, so zu normieren, daß die bei der Durchfüh- 
rung erforderlichen Formblätter wesentlich vereinfacht werden 
können. 


In Vertretung; 

von Manger-Koenig 
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